
Aktenzeichen: 1 AZR 4-82/76
LAG Baden-Württemberg Urteil des BAG vom 4-, November 1980

Für das Nachschlagewerk: Nein
Für die Fachpresse: Nein
Für die Amtliche Sammlung: Nein

Gesetz: BetrVG 1952 § 72, §§ 52, 75, 7^; HGB §§ 145, 19-9;
ZPO § 286
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1 AZR 4-82/76
2 Sa 101/75 Baden-Württemberg

Verkündet am 
4. November 1980
gez. Ude, 
Angestellte 
als Urkundsbeamter 
der Geschäftsstelle

Im Namen des Volkes!

Urteil
In Sachen

pp.

hat der Erste Senat des Bundesarbeitsgerichts aufgrund der 
mündlichen Verhandlung vom 4-, November 1980 durch den Vor­
sitzenden Richter Dr. Dieterich, die Richter Dr. Seidensticker 
und Dr. Becker sowie die ehrenamtlichen Richter Dr. Wehr und 
Schneider für Recht erkannt:

Die Revision des Klägers gegen das Urteil des 
Landesarbeitsgerichts Baden-Württemberg vom 
25. Februar 1976 - 2 Sa 101/75 - wird zurück­
gewiesen.
Der Kläger trägt die Kosten der Revision.

V o n  R e c h t s  w e g e n !

-  2 -

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


-  2 -

Tatbestand:

Der Kläger, Jurist mit 1. Staatsexamen, war 
seit dem 1. November '1958 bei der Beklagten, die 
eine Landmaschinenfabrik betreibt, als Angestell­
ter beschäftigt. Seit 1964- war er Leiter der Ab­
teilung Allgemeine Verwaltung, die dem Leiter der 
Kaufmännischen Verwaltung untersteht. Zugleich 
versah er das unmittelbar der Unternehmensleitung 
zugeordnete Ressort "Recht, Verträge, Warenzei­
chen, Versicherungen". Seit dem 1. Januar 1963 
hatte er Handlungsvo1lmacht. Sein Monatsgehalt be­
trug zuletzt 2.4-20,—  DM brutto.

Die Beklagte beschäftigte im Oktober 1970 et­
wa 1.000 Arbeitnehmer. In ihrem Betrieb bestand 
ein Betriebsrat.

Mit Schreiben vom 28. Dezember 1970 kündig­
te die Beklagte das Arbeitsverhältnis des Klägers 
ohne vorherige Anhörung des Betriebsrats zum 30. 
Juni 197"1» Als Kündigungsgrund nannte sie in dem 
Kündigungsschreiben die Krise der deutschen Land­
maschinenindustrie, von der auch ihr Unternehmen 
betroffen sei. Gegen die Kündigung hat der Kläger 
nichts unternommen.

Bereits im Oktober 1970 hatte die Unterneh­
mensleitung der Beklagten deren Liquidation be­
schlossen und am 30. Oktober 1970 die Betriebs­
grundstücke in Ulm verkauft, ohne den Betriebs­
rat hiervon in Kenntnis zu setzen. In der Folge­
zeit nahm die Beklagte jedoch von der geplanten 
Liquidation Abstand. Mit Bekanntmachung Nr. 2392 
vom 10. November 1970 unterrichtete sie die Be­
legschaft ihres Betriebes von ihrer Absicht, die 
Produktion mit etwas gestrafftem Fertigungspro­
gramm fortzusetzen. Weiter hieß es in der Bekannt­
machung, bis zum Ende des Jahres 1971 werde man 
mit verringerter Belegschaft in ein neu zu errich-
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tendes Werk außerhalb Ulms umziehen; in den näch­
sten Tagen werde jeder Arbeitnehmer angesprochen 
und darüber verständigt, ob er weiterbeschäftigt 
werden könne oder nicht.

Nachdem sich Firmenleitung und Betriebsrat in 
einer Sitzung, die am 11. Januar 1971 stattfand, 
über einen Interessenausgleich und über das finan­
zielle Gesamtvolumen eines Sozialplans geeinigt 
hatten, kaufte die Beklagte ein Betriebsgrundstück 
in Un , wohin sie ihre Werke I und II
verlagerte.

Am 8. Juli 1971 schlossen die Beklagte und 
der Betriebsrat eine Betriebsvereinbarung über ei­
nen Sozialplan. Darin heißt es:

"1. Der Betriebsrat genehmigt gemäß
§ 72 BVG den Verkauf der Betriebs­
grundstücke des Werkes I und II 
und die Verlagerung des Werkes I 
und II nach Un mit
der damit verbundenen Einschrän­
kung der Produktion und Verminde­
rung der Belegschaft.

2. Die Firma verpflichtet sich, Be­
triebsangehörigen zum Ausgleich so­
zialer Härten finanzielle Unter­
stützung zu gewähren. Die Einzel­
heiten regelt der in der Anlage 
beigefügte Leistungsplan, der Be­
standteil des Interessenausgleichs 
ist.

3. Die Höhe der Abfindung wird nach 
Einkommen, Betriebszugehörigkeit 
und Lebensalter gestaffelt.

It

Der in Ziff. 2 des Sozialplans erwähnte Lei­
stungsplan vom gleichen Tage enthält folgende Re­
gelung:

"1. Alle Arbeiter und Angestellten, die 
bis zum 30.6.1971 in der Firma Ge­brüder E verblieben sind,
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erhalten eine Steuer- und sozial­
versicherungspflichtige Abfindung 
(Treueprämie) in Höhe eines Mo­
natseinkommens zuzüglich eines Be­
trages, der sich errechnet aus 
Lebensalter x BetriebsZugehörig­
keit x DM 1,— , mindestens jedoch 
1 1/2 Monatseinkommen.

2. Arbeiter und Angestellte, die min­
destens 3 Jahre dem Betrieb ange­
hören, denen nach dem 1.11.1970 
und vor dem 30.6.1971 von der Fir­
ma Gebrüder E gekündigt
wurde, erhalten eine Steuer- und 
sozialversicherungsfreie Abfin­
dung in Höhe eines Monatseinkom­
mens zuzüglich eines Betrages, der 
sich errechnet aus Lebensalter x 
Betriebszugehörigkeit x DM 1,— ."

Weiter vereinbarten die Beklagte und der Be­
triebsrat am 8. Juli 1971 die folgende "Protokoll­
notiz zu Ziffer 2 des Leistungsplanes":

"Sollte ein Werksangehöriger, der sich 
nicht schriftlich schon mit Beschäf­
tigung in Un einverstan­
den erklärt hat, wegen zu großer Ent­
fernung seines Wohnortes von Un

nicht mit in das neue Werk 
in Un umziehen wollen
oder können und deshalb von der Fir­
ma gekündigt werden, so ist dies un­
abhängig vom Stichtag 30.6.197''' ein 
Leistungsfall nach Ziff. 2 des Lei­
stungsplanes. Da der Sozialplan nur 
Leistungen nach Ziff. 1 oder Ziff. 2 
vorsieht, werden in diesem Falle be­
reits nach Ziff. 1 gewährte Leistlin­
gen auf die Leistungen nach Ziff. 2 
angerechnet......."

Der Kläger erhielt Anfang Juli 197^ eine Treue­
prämie in Höhe von 3.600,—  DM brutto. Eine Abfin­
dung nach Ziff. 2 des Leistungsplans hätte in sei­
nem Falle 3*156?—  DM betragen.

Mit seiner Klage verlangt der Kläger von der 
Beklagten eine Abfindung aufgrund von § 74- BetrVG
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1952, deren Höhe er in das Ermessen des Gerichts 
stellt, die aber mindestens 13-000,—  DM betragen 
soll. Hilfsweise begehrt er Zahlung einer Abfindung 
nach Ziff. 2 des Leistungsplans vom 8. Juli 1971-

Der Kläger hat geltend gemacht, die Beklagte 
habe gegen § 72 BetrVG 1952 verstoßen, als sie 
im Jahre 1970 ihre Liquidation und den Verkauf 
ihres Betriebsgrundstücks in Ulm beschlossen ha­
be, ohne den Betriebsrat zu beteiligen. Die unter 
Verletzung des Mitbestimmungsrechts des Betriebs­
rats beschlossene Liquidation sei der Grund für 
die ihm gegenüber ausgesprochene Kündigung gewe­
sen. Dafür spreche sowohl der Inhalt des Kündi­
gungsschreibens wie auch der Zeitpunkt der Kündi­
gung. Die Beklagte müsse ihm daher eine Abfindung 
nach § 74- BetrVG 1952 zahlen, mindestens könne er 
aber eine Steuer- und sozialversicherungsfreie Ab­
findung nach Ziff. 2 des Leistungsplans zum So­
zialplan vom 8. Juli 1971 in Höhe von 3-156,—  DM 
beanspruchen. Die ihm gezahlte Treueprämie von 
3-600,—  DM brutto dürfe die Beklagte hierauf nicht 
anrechnen. Falls die Protokollnotiz zum Sozial­
plan eine derartige Anrechnung zulassen sollte, 
könne sich die Beklagte hierauf nicht berufen; denn 
die Protokollnotiz sei mangels ordnungsgemäßer Be­
kanntmachung nicht wirksam geworden.

Gegenüber dem Klageanspruch könne die Beklag­
te auch nicht einwenden, er sei leitender Angestell­
ter im Sinne von § 4 Abs. 2 Buchst, c) BetrVG 1952 
gewesen und falle daher nicht unter die Vorschrif­
ten des Betriebsverfassungsgesetzes. Soweit er mit 
rechtlichen Angelegenheiten der Beklagten befaßt 
worden sei, habe er nur unbedeutende vorbereitende 
Arbeiten geleistet. Keinesfalls sei er der Justitiar 
der Beklagten gewesen. Als Leiter der Abteilung All­
gemeine Verwaltung habe er erst in der vierten Füh-
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rungsebene gestanden. Auch hier habe man ihm kei­
nen eigenen Entscheidungsspielraum eingeräumt.

Der Kläger hat beantragt,

die Beklagte zu verurteilen, an 
ihn eine Abfindung gemäß § 7 4- 
BetrVG 1952 zu zahlen, deren Hö­
he in das Ermessen des Gerichts 
gestellt wird,
hilfsweise,
die Beklagte zu verurteilen, an 
ihn eine Abfindung in Höhe von 
netto 3*156,—  DM zu zahlen.

Die Beklagte hat Klageabweisung beantragt 
und entgegnet:

Ein Abfindungsanspruch des Klägers nach § 7̂ - 
BetrVG 1952 scheitere schon daran, daß der Kläger 
leitender Angestellter im Sinne des BetrVG 1952 
gewesen sei. Als Leiter des Ressorts "Recht, Ver­
träge, Warenzeichen, Versicherungen" sei er der 
Geschäftsleitung unmittelbar unterstellt und in 
dieser Eigenschaft überwiegend mit Aufgaben be­
traut gewesen, die ihm wegen ihrer Bedeutung für 
den Bestand und die Entwicklung des Betriebes nur 
aufgrund des besonderen persönlichen Vertrauens 
ihrer Inhaber und im Hinblick auf seine besonde­
ren Erfahrungen und Kenntnisse übertragen worden 
seien. So habe der Kläger über lange Jahre äußerst 
wichtige Rechtsstreite bearbeitet, wegen der Ver­
wertung von Lizenzen verhandelt und Kooperations­
verhandlungen mit in- und ausländischen Partnern 
geführt. In seiner Eigenschaft als Leiter der Ab­
teilung "Allgemeine Verwaltung" sei er zur selb­
ständigen Einstellung und Entlassung der Pfört­
ner sowie des Reinigungs- und des Kantinenperso­
nals befugt gewesen.

Ein Anspruch aus § 7^ BetrVG 1952 scheide 
aber auch deswegen aus, weil die Verletzung des

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


- 7 -

Mitbestimmungsrechts des Betriebsrats nicht ursäch­
lich für die Kündigung des Klägers gewesen sei. Dies 
folge zunächst schon daraus, daß die ursprünglich 
geplante Betriebsstillegung nicht durchgeführt wor­
den sei. Die stattdessen durchgeführte mitbestim­
mungspflichtige Maßnahme, nämlich die Verlegung des 
Betriebes nach Un , habe sie erst nach
Verhandlungen mit dem Betriebsrat vorgenommen. Fer­
ner fehle es an der Ursächlichkeit auch deswegen, 
weil sie dem Kläger allein wegen des getrübten Ver­
hältnisses zwischen ihm und ihrem Gesellschafter 
A E gekündigt habe. Die schwierigen
wirtschaftlichen Verhältnisse im Jahre 1970 seien 
lediglich Anlaß für die Kündigung gewesen.

Eine Abfindung nach Ziff. 2 des Leistungsplans 
zum Sozialplan könne der Kläger ebenfalls nicht be­
anspruchen, weil er eine Treueprämie nach Ziff. 1 
des Leistungsplans erhalten habe und die - im übri­
gen ordnungsgemäß bekanntgegebene - Protokollnotiz 
zum Sozialplan eindeutig ergebe, daß nur entweder 
die Treueprämie nach Ziff. 1 oder die Sozialabfin­
dung nach Ziff. 2 des Leistungsplans gezahlt werde. 
Da die dem Kläger gezahlte Treueprämie höher sei 
als ein etwaiger Abfindungsanspruch nach Ziff. 2 
des Leistungsplans, habe er nichts mehr zu bean­
spruchen.

Arbeitsgericht und Landesarbeitsgericht haben 
die Klage abgewiesen.

Mit seiner Revision verfolgt der Kläger sein 
Klagebegehren weiter, während die Beklagte Zurück­
weisung der Revision beantragt.

Ent sc he idlings gründe;

Die Revision ist unbegründet. Dem Kläger steht 
weder ein Abfindungsanspruch nach der hier noch an-
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zuwendenden Vorschrift des § 74- BetrVG 1952 noch 
ein solcher nach Ziff. 2 des Leistungsplans zum 
Sozialplan vom 8. Juli 1971 zu.

I. Gemäß § 74- BetrVG 1952 konnten rechtswirksam 
gekündigte Arbeitnehmer den Unternehmer auf Zah­
lung von Abfindungen verklagen, wenn der Unterneh­
mer bei der Durchführung einer Betriebsänderung 
im Sinne von § 72 BetrVG 1952 infolge von Handlun­
gen oder Unterlassungen, die von einer mit dem Be­
triebsrat erzielten Einigung über einen Interes­
senausgleich oder von einem Einigungsvorschlag 
der Vermittlungsstelle ohne zwingenden Grund ab­
wichen, zum Ausspruch der Kündigungen genötigt wur­
de. Nach der Rechtsprechung des Senats zu § 74- 
BetrVG 1952 muß sich ein Unternehmer, der eine Be­
triebsänderung ohne die Zustimmung des Betriebs­
rats oder ohne einen Einigungsvorschlag der Ver­
mittlungsstelle durchführt, so behandeln lassen, 
als ob eine Einigung mit dem Betriebsrat oder ein 
Einigungsvorschlag der Vermittlungsstelle vorläge, 
wonach die Maßnahmen nicht vorgenommen werden sol­
len; führen die Maßnahmen zu Kündigungen, so ha­
ben die davon betroffenen Arbeitnehmer ebenfalls 
einen Abfindungsanspruch nach § 74- BetrVG 1952 (BAG 
10, 529 = AP Nr. 2 zu § 72 BetrVG; BAG 22, 72 = AP 
Nr. 6 zu § 72 BetrVG; BAG 23, 62 = AP Nr. 8 zu 
§ 72 BetrVG; BAG 24-, 141 = AP Nr. 9 zu § 72 BetrVG). 
Das in § 72 Abs. 2 und § 73 BetrVG 1952 geregelte 
Verfahren muß insgesamt in einem Stadium abge­
wickelt werden, in dem der Plan zur Betriebsände­
rung noch nicht, und zwar auch nicht teilweise, 
verwirklicht worden ist (BAG 23, 62 = AP Nr. 8 zu 
§ 72 BetrVG; BAG 24-, 364- = AP Nr. 10 zu § 72 BetrVG).

1. Unstreitig hatte die Beklagte im Oktober 1970 
ihre Liquidation und die Stillegung ihres Betriebes
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in Ulm beschlossen. Die Betriebsstillegung wäre 
nach § 72 Satz 2 Buchst, a) BetrVG 1952 eine mitbe­
stimmungspflichtige Betriebsänderung gewesen. Mit 
dem Verkauf ihrer Betriebsgrundstücke in Ulm am 
30. Oktober 1970 hatte die Beklagte bereits mit 
der Durchführung der Betriebsänderung begonnen, oh­
ne mit dem Betriebsrat über einen Interessenaus­
gleich verhandelt zu haben. Auf diese das Mitbe­
stimmungsrecht des Betriebsrats verletzende Maß­
nahme der Beklagten könnte der Kläger einen Abfin­
dungsanspruch nach § 74 BetrVG 1952 aber nur stüt­
zen, wenn ihm infolge der geplanten und schon in 
Angriff genommenen Betriebsstillegung gekündigt 
worden wäre. Einen solchen Kausalzusammenhang hat 
das Landesarbeitsgericht ohne Rechtsirrtum als 
nicht nachgewiesen angesehen.

a) Gegen einen ursächlichen Zusammenhang zwi­
schen der zunächst beabsichtigten Betriebsstille­
gung und der Kündigung des Klägers spricht ent­
scheidend der Zeitpunkt der Kündigungserklärung.
Die Kündigung wurde erst mit Schreiben vom 28. De­
zember 1970 ausgesprochen. Nach den Feststellungen 
des Landesarbeitsgerichts hatte die Beklagte aber 
bereits einige Wochen vorher ihren Stillegungsbe­
schluß aufgegeben und auch keine weiteren Schrit­
te zur Durchführung dieses Plans mehr unternommen. 
Schon am 10. November 1970 hatte sie die Beleg­
schaft von ihrer Absicht, die Produktion mit etwas 
gestrafftem Fertigungsprogramm und mit verringer­
ter Belegschaft in einem Werk außerhalb Ulms fort­
zusetzen, unterrichtet. Die sechs Wochen später 
ausgesprochene Kündigung des Klägers kann also 
nicht mit der ursprünglichen, inzwischen längst auf 
gegebenen Stillegungsabsicht der Beklagten zusammen 
hängen.
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b) Etwas anderes ergibt sich auch nicht aus dem 
Inhalt des Kündigungsschreibens. Dort wird zwar 
als Grund für die Kündigung auf die Krise in der 
deutschen Landmaschinenindustrie, von der auch 
das Unternehmen der Beklagten betroffen sei, hin­
gewiesen. Dieser Hinweis besagt aber nicht, daß 
die Beklagte deswegen ihren Betrieb stillegen wol­
le.

c) Die in diesem Zusammenhang erhobenen, auf 
Verletzung des § 286 ZPO gestützten Verfahrensrü­
gen der Revision greifen nicht durch.

aa) Die Revision macht geltend, das Landesarbeits­
gericht habe den umfassenden Vortrag des Klägers 
darüber, daß die Beklagte auch noch nach der Be­
kanntmachung vom 10. November 1970 und sogar noch 
nach dem Ausspruch der Kündigung vom 28. Dezember 
1970 an ihrer Liquidationsabsicht festgehalten ha­
be, unbeachtet gelassen. Unstreitig hätten nämlich 
die Komplementäre der Beklagten am 28. November 
1970 die Firma E Maschinenfabrik GmbH ge­
gründet, die dann das Grundstück in Un 
erworben und dort die Geschäfte der Beklagten ha­
be übernehmen und fortführen sollen. Erst im März 
197"! habe diese neu gegründete Gesellschaft das 
Betriebsgrundstück in Un an die Be­
klagte veräußert, so daß jedenfalls beim Ausspruch 
der Kündigung die Liquidation der Beklagten noch 
beabsichtigt gewesen sei. Die Bekanntmachung Nr. 
2392 vom 10. November 1970 spreche nicht gegen 
das Fortbestehen der Liquidationsabsicht, denn 
sie besage nicht, daß die Beklagte erhalten und 
in der bestehenden Unternehmensform auch in Zu­
kunft weitergeführt werde.

Mit diesen Ausführungen verkennt die Revision 
den Unterschied zwischen einer Änderung der Unter­
nehmensform und einer Betriebsänderung im Sinne
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von § 72 BetrVG 1952. Die Liquidation ist ein ge­
sellschaftsrechtlicher und kein hetriebsverfassungs­
rechtlicher Vorgang. Sie dient der Auseinanderset­
zung unter den Gesellschaftern nach Auflösung der 
Gesellschaft (vgl. § 14-5 Abs. 1 HGB). Die damit ver­
bundene Umsetzung des Gesellschaftsvermögens in 
Geld (§ 14-9 HGB) muß keineswegs zwangsläufig zu ei­
ner Betriebsänderung, insbesondere zu einer Betriebs­
stillegung führen. Sie kann auch in der Weise er­
folgen, daß der Betrieb als Ganzes unverändert ver­
äußert und vom Erwerber fortgeführt wird. Eine mit­
bestimmungspflichtige Betriebsänderung liegt dann 
nicht vor. Im Streitfälle war nach dem Vorbringen 
des Klägers ebenfalls daran gedacht, den Betrieb 
der Beklagten nach deren Liquidation durch die neu 
gegründete Gesellschaft fortführen zu lassen, ihn 
also nicht stillzulegen. Die beim Ausspruch der Kün­
digung des Klägers etwa noch fortbestehende Liqui­
dationsabsicht der Beklagten schließt es mithin 
nicht aus, daß sie ihren ursprünglichen Plan ei­
ner Stillegung des Betriebes bereits im November 
1970 aufgegeben hatte. Nur wenn die Beklagte ihren 
Stillegungsplan weiterverfolgt und den Kläger des­
wegen entlassen hätte, wäre ein Abfindungsanspruch 
nach § 74- BetrVG 1952 in Frage gekommen.

bb) Für das Vorliegen dieser Anspruchsvorausset­
zung hat der Kläger keinen geeigneten Beweis ange- 
boten. Den von ihm benannten Zeugen Dr. Eg 
brauchte das Landesarbeitsgericht entgegen der An­
sicht der Revision nicht zu vernehmen. Auf diesen 
Zeugen hatte sich der Kläger zum Beweise seiner Be­
hauptung berufen, seine Kündigung sei im Hinblick 
auf den Liquidationsbeschluß der Beklagten erfolgt.
Da aber die Liquidation ein gesellschaftsrechtli­
cher Vorgang ist und die bloße Änderung der Gesell­
schaftsform, in der das Unternehmen betrieben wird,
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oder der Wechsel des Betriebsinhabers als solcher 
nicht der Mitbestimmung des Betriebsrats unter­
liegt, kann ein etwaiger Kausalzusammenhang zwi­
schen dem Liquidationsbeschluß der Beklagten und 
der Kündigung des Klägers auch keinen Abfindungs­
anspruch nach § 74 BetrVG 1952 begründen.

2. Ohne erkennbaren Rechtsirrtum hat das Landes­
arbeitsgericht ferner einen ursächlichen Zusammen­
hang der Kündigung des Klägers mit der damals 
schon geplanten, als Betriebsänderung nach § 72 
Satz 2 Buchst, b) BetrVG 1952 mitbestimmungs­
pflichtigen Verlegung des Betriebes von Ulm nach 
Un verneint. Der Kläger hat nichts
vorgetragen, was darauf schließen ließe, daß sein 
Arbeitsplatz infolge der Betriebsverlegung weg­
gefallen wäre.

3. Mit der Verlegung des Betriebes nach Un
sollte allerdings nach dem Plan der Be­

klagten auch eine Verringerung der Belegschaft ein­
hergehen. Eine Personalverminderung kann eine mit­
bestimmungspflichtige Betriebsänderung in der Form 
der Einschränkung des Betriebes nach § 72 Satz 2 
Buchst, a) BetrVG 1952 sein. Wie der Senat zu der 
insoweit gleichlautenden Vorschrift des § 111 Satz 
2 Nr. 1 BetrVG 1972 entschieden hat, kann auch ein 
bloßer Personalabbau unter Beibehaltung der säch­
lichen Betriebsmittel eine Betriebseinschränkung 
sein; es muß sich dabei aber um eine erhebliche 
Personalreduzierung handeln, wobei die Zahlen- und 
Prozentangaben in § 17 Abs. 1 KSchG über die An­
zeigepflicht bei Massenentlassungen als Maßstab 
gelten können (Senatsbeschluß vom 22. Mai 1979 - 
1 ABR 17/77 [demnächst] AP Nr. 4 zu § 111 BetrVG 
1972, auch zum Abdruck in der Amtlichen Sammlung 
bestimmt). Nach § 17 Abs. 1 Nr. 3 KSchG in der im 
Jahre 1970 geltenden Fassung war in Betrieben mit
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mindestens 500 Arbeitnehmern die Entlassung von we­
nigstens 50 Mitarbeitern anzeigepflichtig. Der Klä­
ger hätte also schon vortragen müssen, daß die Be­
klagte im Zuge der geplanten Verringerung der Be­
legschaft mindestens 50 Arbeitnehmer entlassen hät­
te. Er hat aber lediglich behauptet, die Beklagte 
habe außer ihm und dem Zeugen Dr. Eg noch
30 türkischen Gastarbeitern gekündigt. Das reicht 
zur Annahme einer mitbestimmungspflichtigen Be­
triebseinschränkung im Sinne von § 72 Satz 2 Buchst, 
a) BetrVG 1952 nicht aus.

4. Fehlt es somit jedenfalls an den tatsächlichen 
Voraussetzungen für den eingeklagten Abfindungsan­
spruch nach § 74 BetrVG 1952, so kommt es nicht 
mehr darauf an, ob der Kläger - wie das Landesar­
beitsgericht angenommen hat - leitender Angestell­
ter im Sinne von § 4 Abs. 2 Buchst, c) BetrVG 1952 
war und deswegen überhaupt nicht als Arbeitnehmer 
im Sinne des Betriebsverfassungsgesetzes galt.

II. Die hilfsweise geltend gemachte Abfindung von 
3.156,—  DM netto nach Ziff. 2 des Leistungsplans 
zum Sozialplan vom 8. Juli 1971 kann der Kläger 
ebenfalls nicht beanspruchen.

1. Der Kläger hat bereits die höhere Treueprämie 
nach Ziff. 1 des Leistungsplans erhalten. Damit 
scheidet ein weiterer Abfindungsanspruch nach Ziff.
2 des Leistungsplans aus. Wie die Vorinstanzen 
richtig angenommen haben, ergibt sich aus der zwi­
schen der Beklagten und dem Betriebsrat zugleich 
mit dem Sozialplan vereinbarten "Protokollnotiz zu 
Ziffer 2 des Leistungsplanes", daß nur entweder 
die Steuer- und sozialversicherungspflichtige Ab­
findung als Treueprämie gemäß Ziff. 1 oder die 
Steuer- -und sozialversicherungsfreie Abfindung ge­
mäß Ziff. 2 des Leistungsplans, nicht aber beide
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Leistungen nebeneinander verlangt werden können.
Die Protokollnotiz enthält insoweit eine authen­
tische Interpretation des Leistungsplans.

Das stellt auch die Revision nicht in Abrede. 
Sie meint aber, die Protokollnotiz sei mangels ord­
nungsmäßiger Bekanntgabe nicht wirksam geworden 
und könne deshalb zur Interpretation des Leistungs­
plans nicht herangezogen werden. Das trifft indes­
sen nicht zu. Nach § 52 Abs. 2 Satz 2 BetrVG 1952 
sind ebenso wie nach der Jetzt geltenden Vorschrift 
des § 77 Abs. 2 BetrVG 1972 BetriebsVereinbarungen 
schriftlich niederzulegen, von beiden Seiten zu 
unterzeichnen und durch den Arbeitgeber an geeig­
neter Stelle im Betrieb auszulegen. Wirksamkeits­
voraus Setzung ist aber nur die Einhaltung der 
Schriftform und die Unterzeichnung durch beide 
Seiten. Dagegen handelt es sich bei der dem Arbeit­
geber auferlegten Pflicht z\ir Auslegung der Be­
triebsvereinbarung im Betrieb um eine bloße Ord­
nungsvorschrift, deren Außerachtlassung die Gül­
tigkeit der Betriebsvereinbarung nicht berührt; 
denn sonst könnte der Arbeitgeber durch Unterlas­
sen der Bekanntmachung das Inkrafttreten der Be­
triebsvereinbarung verzögern (Hueck/Nipperdey, Ar­
beitsrecht, 7. Aufl., Bd. II/2, S. 1278 f.; Nikisch, 
Arbeitsrecht, Bd. Ill, S. 282 f.; Brecht, BetrVG,
§ 77 Anm. 12; Dietz/Richardi, BetrVG, 5. Aufl.,
§ 77 Anm. 54; Fitting/Auffarth/Kaiser, BetrVG, 12. 
Aufl., § 77 Anm. 14; Galperin/Löwisch, BetrVG, 5* 
Aufl., § 77 Anm. 15; GK-Thiele, BetrVG, 2. Bearbei­
tung, § 77 Anm. 126; Kammann/Hess/Schlochauer, 
BetrVG, § 77 Anm. 67; a.A. Adomeit, BB 1962, 1246, 
1250; Schnorr von Carolsfeld, Arbeitsrecht, 2.
Aufl., S. 84, 458; Zöllner, Arbeitsrecht, 2. Aufl.,
S. 550).

2. Der Revision kann schließlich auch nicht darin 
gefolgt werden, die dem Kläger gezahlte Treueprämie
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sei eine einzelvertraglich vereinbarte Treueprämie 
und keine solche nach Ziff. 1 des Leistungsplans 
zum Sozialplan gewesen, so daß eine Anrechnung 
nicht in Frage komme. Der Kläger hat in seiner 
Klageschrift selbst vorgetragen, die Beklagte ha­
be es mehrfach abgelehnt, mit ihm gesondert über 
eine Abfindung zu verhandeln, sie habe ihn viel­
mehr auf den Sozialplan verwiesen; die Treueprä­
mie sei ihm unter dem 8. Juli 1971 unter Abzug 
der Lohn- und Kirchensteuer überwiesen worden, 
nachdem er ein Schreiben der Beklagten vom 1. Ju­
li 1971 erhalten habe, wonach die Treueprämie im 
Einvernehmen mit dem Betriebsrat auf Abfindungs­
ansprüche angerechnet werde. Hiernach kann kein 
Zweifel daran bestehen, daß die Beklagte dem Klä­
ger die Treueprämie aufgrund des Sozialplans und 
nicht aufgrund einer davon unabhängigen einzelver­
traglichen Vereinbarung gezahlt hat.

III. Nach alledem haben die Vorinstanzen die Kla­
ge mit Recht abgewiesen, so daß die Revision des 
Klägers mit der Kostenfolge aus § 91 ZPO zurück­
zuweisen war.

gez.: Dr. Dieterich Dr. Seidensticker Dr. Becker

Dr. Wehr Schneider
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